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Die Friedensbewegung in der BRD, deren Aktionen sich ent­
schieden auf die Verhinderung eines Nuklearkrieges konzen­
trieren, hat „die politische Landschaft in der Bundesrepublik 
gründlich und unwiderruflich verändert“, sie ist „stärker 
denn je eine Mehrheitsbewegung des Volkes“ geworden.1 Sie 
wird deshalb durch reaktionär-konservative Kreise nicht nur 
ideologisch heftig bekämpft, sondern auch mit administra­
tiven und justitiellen Sanktionen belegt. Damit verfolgen die 
rechten Kräfte in der BRD das Ziel, alle engagierten Friedens­
kämpfer zu diskriminieren, die Solidarität zwischen ihnen zu 
brechen und die Friedensbewegung insgesamt zu zerschlagen.1 2

Die Strafverfolgung antimilitaristischer Kräfte 
in den 50er und 60er Jahren

Bereits Ende der 40er und Anfang der 50er Jahre bewirkten 
die Remilitarisierung und die Eingliederung der BRD in das 
imperialistische Militärbündnis3, daß breite Volksbewegungen 
gegen den friedensgefährdenden Kurs monopolistischer Kreise 
entstanden. So wurden beispielsweise die „Ohne-uns-Bewe- 
gung“ gegen die Remilitarisierung und die „Paulskirchen- 
Bewegung“ gegen die NATO-Integration der BRD zu wich­
tigen politischen Faktoren, die für eine gewisse Zeit die Reali­
sierung des Konzepts der Wiederaufrüstung zu hemmen ver­
mochten.4

Keine fünf Jahre nach Beendigung des zweiten Weltkrie­
ges — in einer Zeit, in der die Verfolgung und Bestrafung von 
Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
in der BRD hintertrieben wurde und ehemalige Nazijuristen 
wieder hohe Positionen in der BRD-Justiz einnahmen — be­
gann die strafrechtliche Verfolgung von Mitgliedern der 
Friedensbewegung.

Die Grundlage für die Kriminalisierung der Friedensbe­
wegung in den 50er und 60er Jahren war das mit dem 1. Straf­
rechtsänderungsgesetz vom 30. August 1951 (BGBl. I £j. 739) 
eingeführte „politische Strafrecht“.5 Es ermöglichte die straf­
rechtliche Verfolgung aller Formen politischer Betätigung der 
gegen die Wiederaufrüstung eintretenden demokratischen 
Kräfte. Da für die Beurteilung einer als strafbar angesehenen 
Handlung über die tatbezogene Schuld hinaus die politisch­
moralische Einstellung des Betreffenden zur Grundlage seiner 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit gemacht wurde, entwik- 
kelte sich eine in den folgenden Jahren in großem Umfang 
praktizierte politische Gesinnungsjustiz.6 Besonders nach dem 
Verbot der KPD im Jahre 1956 dienten Strafverfahren gegen 
Mitglieder von Friedensgremien dazu, diese Kräfte politisch 
zu diffamieren und ihren wachsenden Einfluß zurückzudrän­
gen.

Symptomatisch war das Strafverfahren gegen sechs füh­
rende Repräsentanten des Friedenskomitees der BRD, das 
1959/60 vor dem Landgericht Düsseldorf stattfand.7 Dieses 
1949 als Teil der Weltfriedensbewegung gegründete Friedens­
komitee, das sich gegen die von der Adenauer-Regierung 
betriebene Remilitarisierung wandte, wurde beschuldigt, als 
„Tarnorganisation kommunistischer Parteien“ unter dem 
„Deckmantel der Friedensarbeit einen kommunistischen Um­
sturz“ in der BRD herbeizuführen. Die Angeklagten wurden 
wegen Rädelsführerschaft in einer kriminellen Vereinigung 
(§ 129 StGB), verfassungsfeindlicher Vereinigung (§ 90a StGB) 
und Geheimbündelei (§128 StGB), begangen in verfassungs­
verräterischer Absicht (§ 94a StGB), sämtlich zu Gefängnis­
strafen verurteilt.8 Das Urteil wurde im Revisionsverfahren 
vom Bundesgerichtshof bestätigt.9

Nebenstrafen wie Polizeiaufsicht oder der Verlust staats­
bürgerlicher Rechte wurden angewandt, um verurteilte Frie­
denskämpfer an der erneuten Wahrnehmung verfassungs­
mäßiger Grundrechte zu hindern.10 11 Außerdem trafen Maß­

nahmen wie der Verlust des Arbeitsplatzes und der Werk­
wohnung wegen politischer Betätigung oder Einleitung eines 
politischen Ermittlungsverfahrens Anhänger der Friedens­
bewegung empfindlich.

Angesichts veränderter innen- und außenpolitischer Be­
dingungen wurden Ende der 60er Jahre die eklatantesten 
Auswüchse der politischen Strafjustiz zurückgenommen, und 
es erging eine begrenzte Amnestie für bestimmte politische 
Straftaten der gegen die Notstandsgesetzgebung gerichteten 
„außerparlamentarischen Opposition“. Die Formen der Re­
pression gegenüber mißliebigen politischen Aktivitäten änder­
ten sich:

1. In stärkerem Maße wurde gegen Friedenskräfte mit 
administrativen Maßnahmen vorgegangen. Insbesondere 
wurden sie durch die antikommunistische Berufsverbotspraxis 
aus dem öffentlichen Dienst entfernt.11

2. Die staatlichen Kontroll- und Überwachungsmöglichkei­
ten wurden verdichtet, um den wachsenden Widerstand ge­
gen Demokratie- und Sozialabbau aufzufangen.12

3. Es begann eine differenzierte strafrechtliche Verfolgung 
der Träger des zunehmenden Protestes gegen die forcierte in­
nenpolitische Militarisierung wegen Straftaten gegen die öf­
fentliche Ordnung (§§ 123 ff. StGB) und gegen das Versamm­
lungsgesetz vom 24. Juli 1953 (BGBl. I S: 684).13 Vor dem 
Hintergrund einer Terrorismushysterie wurden wichtige bür­
gerlich-demokratische Rechte im Strafverfahren abgebaut und 
neue Tatbestände zur Verfolgung oppositioneller Kräfte ge­
schaffen, so z. B. durch das 14. Strafrechtsänderungsgesetz vom 
22. April 1976 (BGBL I S. 1056) die verfassungsfeindliche Be­
fürwortung von Straftaten (§ 88a StGB) und die Anleitung zu 
Straftaten (§ 130a StGB).

Der Einsatz des Strafrechts gegen
gewaltlose Friedensdemonstrationen in den 80er Jahren

Der zu Beginn der 80er Jahre von der USA-Administration 
eingeschlagene Kurs der Konfrontations- und Hochrüstungs­
politik, der von den aggressiven Kräften in der BRD mitge­
tragen wird und der insbesondere in dem Beschluß zur Auf­
stellung atomarer Mittelstreckenraketen auf dem Territorium 
der BRD seinen Ausdruck findet, hat den Umfang, den Mas­
sencharakter und die Dynamik der Friedensbewegung erheb­
lich ausgeweitet.14 Die Friedensbewegung entwickelte sich 
zu einem Bündnis großer politischer und weltanschaulicher 
Breite, wodurch sich das intellektuelle, emotionale und kräfte­
mobilisierende Potential verstärkte und die Notwendigkeit 
des Kampfes um die Erhaltung des Friedens selbst in Teilen 
der Monopolbourgeoisie erkannt wurde.15 In der Kriminali­
sierung gerade jener Kräfte, die sich im Atomzeitalter für das 
Überleben der Menschheit engagieren, wird die Pervertierung 
des imperialistischen Strafrechts der Gegenwart sichtbar.
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